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 Barometer 
Das Barometer zeigt wichtige Daten, die im letzten Quartal im Zusammenhang mit Haus-, 
Fach- und Zahnärzten sowie Apothekern veröffentlicht wurden. Sie fundieren die Bera-
tung und erlauben eine bessere Einschätzung der aktuellen ökonomischen Entwicklung  
in dieser Branche.

Gröhe startet durch: Finanzierungsreform  
zum 1. Januar 2015 geplant 
Bereits zum 1. Januar 2015 will der neue Gesundheitsminister die im Koalitionsvertrag vorgese-
hene Reformierung des Systems zur Finanzierung der Gesetzlichen Krankenversicherung wirk-
sam umgesetzt haben. Der erste Referentenentwurf sieht folgende Reformbestandteile vor:

■  �Senkung des Beitragssatzes von 15,5 auf 14,6 %: Der gegenwärtige Sonderbeitrag von 0,9 Punk- 
ten zulasten der Versicherten entfällt.

■  �Hälftige Aufteilung der Beitragslast: Arbeitgeber und -nehmer tragen jeweils 7,3 % des Beitrags. 
Der Arbeitgeberbeitrag bleibt wie bislang fix.

■  �Einführung einkommensabhängiger Zusatzbeiträge: Die bislang geltende Form der Zusatzbei-
träge zu festen Eurobeträgen wird abgeschafft. Stattdessen haben die Kassen das Recht, ein-
kommensabhängige, prozentuale Zusatzbeiträge von ihren Mitgliedern zu fordern. Die Zusatz-
beiträge werden künftig direkt vom Lohn/Gehalt einbehalten.

■  �Einführung eines Beitragsausgleichs zwischen den Kassen: Die künftig prozentual erhobenen 
individuellen Zusatzbeiträge sollen durch einen speziellen Ausgleichsmechanismus unter den 
Kassen nivelliert werden. Damit soll verhindert werden, dass es zwischen Kassen mit unter-
schiedlichen Mitglieder-Einkommensstrukturen zu Verwerfungen kommt. Während z. B. die 
AOK traditionell mehr Versicherte mit kleineren Einkommen hat, gibt es beim Branchenführer 
TK deutlich mehr Gutverdiener.

Der Zeitplan des Bundesgesundheitsministers Hermann Gröhe (CDU) zur Umsetzung der Reform 
ist straff: Für März ist der Beschluss durch das Bundeskabinett geplant und bis zur Sommerpau-
se soll das Gesetz den Bundesrat passieren. Der neue Gesundheitsminister steht in doppelter 
Hinsicht unter Bewährungsdruck. Zum einen muss der in fachlichen Fragen völlig unerfahrene 
Minister Durchsetzungsfähigkeit demonstrieren, um sich die nötige Akzeptanz bei den Akteuren 
im Gesundheitswesen zu verschaffen. Zum anderen wird befürchtet, dass die Kassen spätestens 
ab dem Jahr 2015 wieder unter stärkeren wirtschaftlichen Zwängen stehen werden. Ohne ent-
sprechende Finanzierungsreform wären dann einige von ihnen gezwungen, Zusatzbeiträge nach 
altem Muster zu erheben. Die Erfahrungen haben jedoch gezeigt, dass dies für die betroffenen 
Kassen zu einem erheblichen Mitgliederverlust bis hin zur Kassenpleite führen kann. 

Aufgrund der guten konjunkturellen Lage gibt es gegenwärtig keine Kasse, die einen Zusatzbei-
trag erhebt. Da der bislang von den Versicherten zu übernehmende Anteil von 0,9 Prozentpunkten 
entfällt, ist jedoch künftig mit einer Einnahmenlücke von rund 11 Mrd. Euro zu rechnen. Bran-
cheninsider rechnen deshalb damit, dass spätestens 2016/2017 viele Kassen zur Erhebung eines 
Zusatzbeitrags gezwungen sein werden. Experten gehen davon aus, dass der Zusatzbeitrag 
dann bis zu 2 % betragen könnte. Kritik gilt der Reform insofern, als sie langfristig kein zukunftsfä-
higes Lösungskonzept bietet. Der medizinisch-technische und pharmazeutische Fortschritt führt 
zu jährlich steigenden Ausgaben in allen Sparten der Gesundheitsversorgung. Vor diesem Hinter-
grund und angesichts der Problematik der demografischen Entwicklung ist langfristig mit einem 
massiven Finanzierungsproblem zu rechnen.

ASV: Fortschritte im Schneckentempo 
In Sachen Ambulanter Spezialärztlicher Versorgung (ASV) stehen die Praxen und Kliniken bereits 
seit langem in den Startlöchern. Nachdem der Gemeinsame Bundesausschuss (GBA) Ende 2013 
die Teilnahmevoraussetzungen und Rahmenbedingungen für die Tuberkulose- und Mykobakte-
riosebehandlung im Rahmen der ASV beschlossen hatte, stehen seit Februar auch die entspre-
chenden Kriterien zur Diagnostik, Behandlung und Beratung von Patienten mit gastrointestinalen 
Tumoren und Tumoren der Bauchhöhle fest. Damit sind die Weichen gestellt für eine interdiszi-
plinäre ambulante Versorgung der Patienten in Kliniken und Praxen. Diese haben definierte per-
sonelle, sachliche und organisatorische Vorgaben zu erfüllen, sofern sie ASV-Leistungen anbie-
ten wollen. Zugang zur Behandlung haben Patienten ab dem 18. Lebensjahr, die unter regelhaft 
schweren Verlaufsformen von bösartigen Krebserkrankungen leiden, insbesondere des Darms, 
der Gallenblase, der Leber oder der Bauchspeicheldrüse. Der Beschluss des GBA, der am 1. Juli 
in Kraft treten soll, wurde von Patientenvertretern und der Deutschen Krankenhausgesellschaft 
(DKG) kritisiert. Sie befürchten, dass die Kriterien so eng gefasst wurden, dass vielen Betroffenen 
die ASV vorenthalten bleiben wird. Der GBA ist bei der Definition der Zugangskriterien jedoch 
an das Gesetz gebunden, welches die ASV für onkologische Erkrankungen nach § 116 b SGB V 
ausdrücklich auf „schwere Verlaufsformen […] mit besonderen Krankheitsverläufen“ beschränkt. 

Die ASV nach § 116 b SGB V wurde bereits durch das Anfang 2012 in Kraft getretene GKV-Versor-
gungsstrukturgesetz geregelt. In dem neuen ambulanten Versorgungsbereich sollen Krankenhäu-
ser, Niedergelassene sowie spezialisierte Schwerpunktpraxen gleichberechtigt und unabhängig 
von der vertragsärztlichen Bedarfsplanung ohne Mengenbeschränkungen Leistungen erbringen 
dürfen. Der Gesetzgeber schreibt hierbei für die ambulanten und stationären Leistungserbringer 
einheitliche Rahmenbedingungen und gleiche Vergütungskriterien vor. Dies soll zu einer ausgegli-
chenen Wettbewerbsposition zwischen ambulantem und stationärem Sektor führen.
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Doch die Umsetzung durch den GBA verläuft mehr als schleppend. Zwar stehen die Rahmenbe-
dingungen der ersten beiden Indikationsbereiche endlich fest, jedoch hat der GBA noch keine 
Details zur Vergütung der Leistungen bekannt gegeben. Ferner ist nicht geklärt, inwieweit sich 
die ASV mit der bereits seit 2009 bestehenden Onkologievereinbarung zur ambulanten Behand-
lung von Krebspatienten überschneidet. Diese schränkt den Kreis der berechtigten Ärzte auf 
Internisten mit Schwerpunkt Hämatologie und Onkologie sowie auf Fachärzte mit der Zusatz-
bezeichnung medikamentöse Tumortherapie oder einer analogen Qualifikation ein. Zudem gibt 
die bestehende Regelung Mindestmengen vor und definiert die abzurechnenden Leistungen, die 
extrabudgetär vergütet werden. Nach dem Willen der KBV sollen diese Leistungen aus der On-
kologie-Vereinbarung übernommen werden, um zu verhindern, dass für die niedergelassenen 
Krebsspezialisten künftig Honorarnachteile entstehen. Für Mitte März ist diesbezüglich eine Ent-
scheidung des GBA geplant. 

Mit Blick auf die Organisationserfordernisse des neuen komplexen Leistungsbereichs, der  
hochspezialisierte, interdisziplinäre Behandlungsteams erfordert, bleibt zu hoffen, dass der GBA 
bald mit der Festlegung der Vergütungsbestimmungen für mehr Planungssicherheit und Trans-
parenz sorgt. Damit könnten die Patienten endlich von dem lang versprochenen Versorgungsan-
gebot profitieren. 

Ärztemangel: Lage in Ostdeutschland spitzt sich zu
Die aktuelle Prognose des Zentralinstituts für die Kassenärztliche Versorgung (ZI) zur ärztlichen 
Versorgung in Teilen Ostdeutschlands fällt pessimistisch aus: Bis 2025 werden laut ZI ganze 70 % 
aller Hausärzte in Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen auf der Suche nach einem Nachfol-
ger sein. Auch bei jenen Fachärzten, deren Patientenaufkommen durch einen hohen Altersdurch-
schnitt gekennzeichnet ist (insbesondere Urologen, Augenärzte und fachärztliche Internisten) 
geht die Studie von einer Zuspitzung der Lage aus. So sind bis zum Jahr 2025 in Thüringen 18 % 
mehr Urologen zur Versorgung erforderlich. In Sachsen und Sachsen-Anhalt liegt der Mehrbedarf 
bei 16 bzw. 13 %. 

Der Grund für die besonders prekäre Lage in den untersuchten Bundesländern liegt den Studi-
enautoren zufolge in der dortigen hohen Morbidität und der damit verbundenen – trotz vielerorts 
sinkender Einwohnerzahlen – steigenden Nachfrage. So liegt nach Aussage des ZI der Versor-
gungsaufwand für ost-deutsche Patienten durchschnittlich 10 % über jenem in Mitteldeutschland. 

Gegenwärtig ist die Lage in den drei ostdeutschen Bundesländern jedoch noch weit von einer  
„Versorgungskatastrophe“ entfernt. So ist das Problem (noch) lokal auf einige Gemeinden  

beschränkt. Dies zeigt sich darin, dass – mit wenigen Ausnahmen bei den Haus- und Augenärzten 
– derzeit in den untersuchten Bundesländern eine Niederlassungssperre für Vertragsärzte be-
steht. Trotzdem sind mit Blick auf die Zukunft die betroffenen Länder gut beraten, bereits jetzt 
Maßnahmen zur Sicherung der künftigen Versorgung zu ergreifen und alternative Versorgungs-
konzepte zu erarbeiten. Denn leider zeigen die Erfahrungen vor Ort, dass es trotz finanzieller und 
sonstiger Anreize oft problematisch ist, Nachfolger für ausscheidende Ärzte zu gewinnen.

 Talk 
Talk kommentiert gesundheitspolitische Entscheidungen und Diskussionen, die 
für alle Fachrichtungen relevant sind. Das Wissen um diese aktuellen Rahmen- 
bedingungen bildet oft einen zentralen Erfolgsfaktor für alle managementrelevanten  
Entscheidungen. 

Therapietreue – schlechte Noten für Patienten 
Einer repräsentativen Umfrage („Fünfte Janssen Zukunftsfrage“) des Unternehmens TNS Infratest 
zufolge, die im Auftrag des Pharmaunternehmens Janssen unter mehr als 500 Bundesbürgern 
durchgeführt wurde, nehmen es die Deutschen mit der Therapietreue „nicht so genau“. Das Er-
gebnis zeigt, dass die Befragten glauben, dass 56 % aller Patienten die verordnete Behandlung 
korrekt befolgen, weitere 40 % halten sich ihrer Einschätzung nach nicht oder nicht vollständig 
an die ärztlichen Therapievorgaben. Eine Studie der Bertelsmann Stiftung und der Barmer GEK 
war 2011 bereits zu einem ähnlichen Ergebnis gekommen. Sie bescheinigte 52 % der Patienten 
ein adhärentes Verhalten, was in etwa dem Verhalten des durchschnittlichen Bürgers der Indus-
triestaaten entspricht: So berichtet die World Health Organization (WHO), dass in den Industrie- 
ländern nur rund 50 % der ärztlich verordneten Therapien eingehalten werden. Oft handle es sich 
dabei um medikamentöse Therapien (25 %), die nicht – oder nicht wie verordnet – befolgt werden. 
Auch die Bundesvereinigung Deutscher Apothekerverbände (ABDA) geht davon aus, dass sich in 
Deutschland jeder zweite Patient bei der Einnahme von Medikamenten im Rahmen einer Lang-
zeittherapie nicht an die Anweisungen des Arztes hält.

Interessant sind die Ergebnisse der „Fünften Janssen Zukunftsfrage“ auch insofern, als sie aufzei-
gen, dass die Adhärenz je nach Befragtengruppe unterschiedlich ausgeprägt ist (vgl. Abbildung). 
So ist die Therapietreue älterer Menschen besser als jene jüngerer Gruppen. Entgegen der Er-
wartungen halten sich Männer – obgleich sie seltener zum Arzt gehen – strikter an die ärztlichen 
Therapieanweisungen als Frauen. 



Seite 5    ::    QUID 1/2014 QUID
Ergebnisse der Befragung, ob die von Ärzten empfohlenen  
Therapien von den Patienten befolgt werden
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Quelle: Ärzte Zeitung online; www.janssen-deutschland.de/news/Fuenfte_Zukunftsfrage.

Die Ergebnisse zeigen, dass beim Thema Therapietreue noch viel Handlungsbedarf besteht. Die 
korrekte Einhaltung der ärztlichen Behandlungsanweisungen führt nicht nur zu einem besseren 
Behandlungsergebnis sowie zu einer Senkung der Mortalität und Rückfallsquote, sie trägt auch 
dazu bei, Kosten zu sparen. Eine im vergangenen Herbst veröffentlichte Studie des Marktfor-
schungsinstituts IMS Health zeigt, dass die falsche Anwendung von Arzneimitteln in Deutschland 
jährlich Kosten in Höhe von 19 Mrd. Euro verursacht, was einem Anteil von rund 6 % der gesamten 
Gesundheitsausgaben entspricht. Der größte Kostenblock entfällt dabei mit 13 Mrd. Euro auf die 
sog. Non-Compliance bzw. mangelnde Einnahmetreue.

Weg frei für Europas größten Klinikkonzern
Bereits seit Jahren liegen die vier großen renditeorientierten Klinikkonzerne Rhön-Klinikum AG, 
Fresenius Helios Kliniken GmbH, Asklepios Kliniken GmbH und Sana Kliniken AG mit großem 
Abstand an der Spitze des deutschen Krankenhausmarktes. Sie verfolgen dabei zum Teil aggres-
sive Expansionsstrategien, wobei der Wettbewerb innerhalb des „Quartetts“ um die Marktfüh-
rerschaft zunehmend härter wird. Nach mehrjährigen Streitigkeiten und vergeblichen Übernah-
meversuchen hat nun das Kartellamt grünes Licht für den Aufkauf der Mehrzahl der Einrichtungen 
der Rhön-Klinikum AG durch den Medizintechnikkonzern Fresenius gegeben. Damit entsteht mit 
Fresenius Helios der europaweit größte private Krankenhausbetreiber mit weit über 100 Häusern. 
Bedingung war, dass der Medizintechnikkonzern bei der Übernahme von Rhön-Krankenhäusern 
auf den Erwerb von drei der ursprünglich 43 zum Verkauf vorgesehenen Kliniken verzichtete und 
nur 13 statt der anvisierten 15 MVZ übernahm. Ferner musste sich Fresenius Helios von zwei ei-
genen Kliniken trennen, um den Vorgaben der Wettbewerbshüter zu entsprechen. 

Die Transaktion wird große Auswirkungen auf den deutschen Krankenhausmarkt haben. Wäh-
rend sich Fresenius durch die große flächenmäßige Vertretung Synergieeffekte verspricht, setzt 
Rhön mit den Verbleibenden auf eine Spezialisierungsstrategie. Auch für Asklepios ergeben sich 
Vorteile aus dem Zusammenschluss. Gemeinsam mit Fresenius und Rhön ist vorbehaltlich der 
Zustimmung des Kartellamts eine Kooperation im Rahmen eines „Netzwerks Medizin“ geplant, 
über das unter anderem der Einkauf der drei großen Klinikketten gemeinsam abgewickelt werden 
soll und das z. B. gemeinsame Leistungen nach dem Muster der privaten Leistungen für eine Zu-
satzversicherung anbieten könnte .

Fresenius Helios* 

■  �Einrichtungen: 50 Akutkliniken (davon sechs Maximalversorgungseinrichtungen),  
22 Rehabilitationskliniken, 35 MVZ, 13 Pflegeeinrichtungen

■  Umsatz: 3,2 Mrd. Euro
■  Umsatzsteigerung gegenüber 2011: 20 %
■  Behandelte Patienten: 2,9 Mio., davon 770.000 stationär 
■  Mitarbeiter: > 42.000 
� *Alle Angaben: Stand 31. Dezember 2012 

Die wachsende Marktmacht der großen Klinikkonzerne hat nicht nur Auswirkungen auf den Kran-
kenhausmarkt. Auch auf niedergelassene Ärzte steigt der Wettbewerbsdruck, da die großen 
Krankenhausbetreiber zunehmend auf eine Integration der gesamten Versorgungskette setzen. 
So zielt der neue Branchenriese neben der Entwicklung integrierter Versorgungsmodelle darauf 
ab, „[...] höchste medizinische und pflegerische Qualität innerhalb des gesamten akutstationären 
und ambulanten Versorgungsspektrums anzubieten“. Im Jahr 2012 zählte der Konzern bereits 
knapp 2,12 Mio. ambulant behandelte Patienten. Ein direkter Wettbewerb mit den Vertragsärzten 
besteht etwa im Rahmen der ambulanten Versorgung durch Klinik-MVZ oder beim gegenwärtig 
neu entstehenden Leistungsbereich der Ambulanten Spezialärztlichen Versorgung (ASV), wo nie-
dergelassene Spezialisten auf die profitorientierten Konzerne stoßen werden.

Gute Erfahrungen mit Telefon Coaching
Eine aktuelle Studie im Auftrag der Techniker Krankenkasse (TK), die über 35.000 Diabetiker, 
Herzkranke und Bluthochdruckpatienten umfasste, beurteilt das Gesundheitscoaching als  
äußerst positiv. Die Coaches in Form ausgebildeter Krankenschwestern und Psychologen hatten 
die Patienten fünf Monate lang begleitet. Letztere wurden im vierzehntägigen Rhythmus in jeweils 
dreißigminütigen Telefongesprächen zu einem gesundheitsbewussten Verhalten (körperliche  
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Aktivität, gesündere Ernährung sowie regelmäßige Medikamenteneinnahme) motiviert. Die Studie 
kam zu dem Ergebnis, dass bei den gecoachten Patienten im Vergleich zur normalen Kontroll-
gruppe folgende positive Effekte festzustellen waren: 

■  �verbesserte Compliance in Form einer regelmäßigeren Medikamenteneinnahme
■  �verbesserte Lebensqualität durch eine bessere Krankheitsbewältigung und ein besseres sub-

jektives Empfinden
■  �verbesserte Qualität und Effizienz der Versorgung (besserer Gesundheitszustand, geringere 

Hospitalisierungsrate und niedrigere Kosten)

Diese Vorteile ergaben sich für alle untersuchten Patientengruppen und zeigten sich selbst bei 
schwerkranken Patienten. Am meisten profitierten jedoch Patienten mit Herz-Kreislauf-Erkran-
kungen und Herzinsuffizienz.

Die Studie zeigt, dass das Gesundheitscoaching ein funktionierender Ansatz ist, Patienten be-
züglich ihrer Eigenverantwortung und ihrer aktiven Mithilfe zu sensibilisieren. Hierdurch können 
sowohl bessere qualitative Ergebnisse erzielt als auch Kosten eingespart werden. Im Idealfall 
setzt jedoch die Eigenverantwortung nicht erst im Krankheitsfall sondern bereits rechtzeitig in 
Form eines gesunden Lebensstils ein, um den Ausbruch von Krankheiten überhaupt zu vermei-
den oder zu verzögern. Diesbezüglich sind nicht nur die Ärzte sondern auch Politik und öffentliche 
Institutionen gefragt, um geeignete Aufklärungsprogramme zu entwickeln.

 Fachrichtung 
Fachrichtung geht ins Detail und zeigt Veränderungen auf, die eine ganz spezielle Fach- 
richtung oder die Meinung der oft starken Fachrichtungslobby betreffen. Dadurch wird die  
Gesamtbranche weiter segmentiert und somit auf spezielle Chancen sowie Risiken innerhalb 
einzelner Marktsegmente hingewiesen.

ALLGEMEINÄRZTE
Hausärzte in Baden-Württemberg: Online zum Praxisnachfolger 
Der Landeshausärzteverband Baden-Württemberg bietet unter www.perspektive-hausarzt- 
bw.de seit rund zwei Jahren einen virtuellen Marktplatz, der die Landkreise und Gemeinden 
bei der Suche nach einem Hausarzt unterstützt. Neben dem Kreis Breisgau-Hochschwarzwald  
präsentiert sich auch der Ortenaukreis auf der Internetseite. Der Kreis hat neben Informationen 
zur geografischen Lage, Wirtschaft, Kunst und Kultur, zu den Kinderbetreuungs- und Bildungs-

möglichkeiten sowie Fotos auch einen Werbefilm platziert, der die Vorteile der Niederlassung  
in der Ortenau aus der Perspektive einer Hausärztin darstellt. Die Plattform richtet sich nicht  
nur an arztsuchende Gemeinden, sondern auch an Hausärzte, die einen Praxisnachfolger  
suchen. Diese haben die Möglichkeit, ihre Praxis mit einer detaillierten Beschreibung auf der 
Internetseite anzubieten.

Erste Erfolge verzeichnete die Web-Plattform z. B. im Markgräflerland, wo die Gemeinde Müllheim 
einen jungen Hausarzt via Internet gewinnen konnte. Der Landeshausärzteverband hofft nun, 
dass sich weitere Kommunen auf der Website präsentieren werden. Neben der Praxisbörse bietet 
die Website eine Fülle an weiteren Informationen, die insbesondere darauf abzielen, Medizinstu-
dierende für eine spätere Tätigkeit als Hausarzt zu gewinnen. Auf einem speziellen Blog berichten 
angehende Hausärzte über ihre Erfahrungen im Praxisjahr. Im Rahmen der dreitätigen „Schwarz-
wälder Winterschool Allgemeinmedizin“ erhalten die Teilnehmer von Dozenten des Lehrbereichs 
Allgemeinmedizin der Uni Freiburg eine Einführung zu allgemeinmedizinischen Themengebieten. 

Initiativen wie der virtuelle Marktplatz für Arztpraxen sind wichtig. Denn trotz der gesetzlich initi-
ierten Programme und Anreizsysteme nimmt der Hausärztemangel in ländlichen Gebieten weiter 
zu. Städte und Gemeinden ergreifen deshalb zunehmend selbst die Initiative, um die Versorgung 
vor Ort zu sichern. Ein Beleg hierfür ist beispielsweise die Kooperation des Hausärzteverbands 
mit dem Landkreistag und dem Gemeindetag in Baden-Württemberg. Der virtuelle Marktplatz des 
Hausärzteverbandes bietet den Gemeinden eine ideale Möglichkeit, sich beim ärztlichen Nach-
wuchs zu präsentieren. Hierbei wird deutlich, dass gerade die ländlichen Kommunen zunehmend 
an ihrer Attraktivität hinsichtlich Kinderbetreuungs-, Schul- sowie Kultur- und Freizeitangeboten 
arbeiten müssen, um im Wettbewerb um Nachwuchsärzte bestehen zu können.

FACHÄRZTE
Orthopädie: Neue EBM-Ziffer für Osteodensitometrie 
Noch im alten Jahr hat der Bewertungsausschuss den Einheitlichen Bewertungsmaßstab (EBM) 
in Bezug auf die Osteodensitometrie geändert und eine neue Abrechnungsziffer eingeführt  
(vgl. Tabelle). 

Die computertomografische Absorbtionsmessung ist seit dem 1. Januar 2014 keine vertragsärzt-
liche Leistung mehr und darf somit nicht mehr im Rahmen des EBM abgerechnet werden. Aus der 
obigen Leistungsdefinition lässt sich der Schluss ziehen, dass alle Osteodensitometrien, die die 
vorgegebenen Leistungsinhalte der GOP 34600 und 34601 nicht erfüllen, weiterhin als IGeL-Leis-
tungen abrechenbar sind. 
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Änderung der Abrechnung der Osteodensitometrie  

Bisherige Indikation 
(GOP 34600)

■  �Sie greift bei Patienten, die eine Fraktur ohne nachweisbares adäquates Trauma 
erlitten haben und bei denen gleichzeitig auf Grund anderer anamnestischer und 
klinischer Befunde ein begründeter Verdacht auf Osteoporose besteht. 

■  �Seit dem 1. Januar 2014 darf die EBM-Ziffer nur noch dann angesetzt werden, wenn 
die Leistung ausschließlich mittels einer zentralen DXA (Dual-Energy X-ray Absorp- 
tiometrie) am Schenkelhals und/oder an der LWS erfolgte. 

■  �Die Leistung wird wie bislang mit 161 Punkten vergütet und fällt unter die morbidi-
tätsorientierte Gesamtvergütung (MGV).

Neue Indikation 
(GOP 34601)

■  �Die neue Ziffer darf seit dem 1. Januar 2014 für eine osteodensitometrische Untersu-
chung „zum Zweck der Optimierung der Therapieentscheidung [angesetzt werden], 
wenn auf Grund konkreter anamnestischer und klinischer Befunde eine Absicht für 
eine spezifische medikamentöse Therapie einer Osteoporose besteht“.

■  �Voraussetzung ist wie bei GOP 34600, dass die Untersuchung ausschließlich mittels 
einer zentralen DXA am Schenkelhals und/oder an der LWS durchgeführt wird. 

■  �Die Vergütung beträgt wie bei GOP 34600 insgesamt 161 Punkte, wird jedoch als 
Einzelleistung außerhalb der MGV gewährt.

Kritik an den geänderten Abrechnungsregeln kommt von der Kassenärztlichen Vereinigung Ba-
den-Württemberg (KVBW). So hält der Vorstand der KVBW die Vergütungshöhe – insbesondere 
der GOP 34601 – für völlig unzureichend, „da sie in keiner Weise dem wesentlich erhöhten ärzt-
lichen Zeitbedarf an Anamnese und Untersuchung Rechnung trägt, wie dies durch die Vorgaben 
des GBA eindeutig gefordert wird“. 

Eine angemessene finanzielle Vergütung dieser Leistungen wäre jedoch dringend angeraten. 
Denn die Osteoporose zählt zu den Volkskrankheiten, wenngleich sie in der Öffentlichkeit nach 
wie vor nicht als solche wahrgenommen wird. Der International Osteoporosis Foundation (IOF) 
zufolge sind allein in der EU bereits 27,5 Mio. Menschen von der chronischen Krankheit betroffen. 
Bis zum Jahr 2025 rechnet die IOF mit 33,9 Millionen Betroffenen. In Deutschland leiden Hoch-
rechnungen zufolge rund 6,3 Mio. Einwohner an der Krankheit, wobei jährlich schätzungsweise 
885.000 Neuerkrankungen hinzukommen. Durch entsprechende Prävention und Therapie könnten 
hohe Kosten eingespart werden: Schätzungen zufolge betragen die direkten und indirekten Kos-
ten des schleichenden Knochenschwunds allein in Deutschland 2,5 bis 3 Mrd. Euro. Auch wenn 
im europäischen Vergleich die Versorgungsqualität in Deutschland gut ist, werden laut Deutscher 
Gesellschaft für Orthopädie und Unfallchirurgie (DGOU) lediglich 20 % der 6,5 Mio. von Osteo- 
porose betroffenen Patienten leitliniengerecht therapiert.

Rheumatologen: kürzere Wartezeiten bei Niedergelassenen 
Bereits seit Jahren steht fest, dass es in Deutschland zu wenige Rheumatologen gibt. Dement-
sprechend lang sind die Wartezeiten für betroffene Patienten. Eine im Auftrag des Berufsver-
bands Deutscher Rheumatologen (BDRh) und des Deutschen Rheumaforschungszentrums Ber-
lin (DRFZ) durchgeführte Umfrage (198 teilnehmende Rheumatologen und rund 17.000 erfasste 
Patienten) kommt nun zu dem Ergebnis, dass 86 % der Patienten eine Wartezeit von über vier 
Wochen für einen Termin in einer Krankenhaus-Ambulanz in Kauf nehmen mussten. In den rheu-
matologischen Einzelpraxen hatten lediglich 73 % und in den Gemeinschaftspraxen nur 61 % der 
Patienten eine mehr als einmonatige Wartezeit für einen Termin. Die Umfrage zeigt ferner, dass 
Notfallpatienten sowohl im ambulanten als auch im stationären Bereich innerhalb von wenigen 
Tagen einen Termin erhielten. Die Wartezeiten von privat und gesetzlich Versicherten unterschie-
den sich kaum. 

Anteil der rheumatologischen Patienten, die mehr als vier Wochen  
auf einen Termin warteten (nach Versorgungsform) 

0 % 40 % 80 % 100 %

rheumatologische  
Berufsausübungsgemeinschaft

rheumatologische 
Einzelpraxis

Krankenhaus-Ambulanz

20 % 60 %

61 %

73 %

86 %

Quelle: BDRh.

Vor dem Hintergrund der Umfrageergebnisse lässt sich anzweifeln, ob das Vorhaben des Ge-
sundheitsministers umsetzbar ist: Dieser plant gegenwärtig die Einrichtung einer zentralen Ter-
minservicestelle bei den Kassenärztlichen Vereinigungen, welche den Patienten innerhalb einer 
Woche einen Behandlungstermin beim Facharzt vermitteln sollen. Sofern die Wartezeit auf einen 
Termin vier Wochen überschreitet, soll von der Terminservicestelle in medizinisch begründeten 
Fällen ein Termin zur ambulanten Behandlung in einem Krankenhaus angeboten werden. Generell 
werden die Pläne des Ministers von Seiten der Ärzte heftig kritisiert, da sie statt einer schnelleren 
Terminvergabe für die Patienten nur unnötige Bürokratie und Kosten erwarten. 

In Fachgebieten wie der Rheumatologie würde die Terminservicestelle in der Tat die Situation 
nicht verbessern. Hier erbringen laut BDRh bereits 398 internistische Rheumatologen in den Kran-
kenhäusern Leistungen für den ambulanten Bereich, da eine enorme Unterversorgung herrscht. 
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Trotz der Einbindung der stationären Rheumatologen müssen rund 50 % der Rheumapatienten 
von Klinikärzten behandelt werden, die keine Rheumatologen sind. Um die Versorgung der Rheu-
mapatienten zu verbessern, schlägt der BDRh statt der zentralen Terminservicestellen für seinen 
Fachbereich qualitätsorientierte Selektivverträge vor sowie eine beschleunigte Umsetzung der 
ins Stocken geratenen ambulanten spezialfachärztlichen Versorgung. Zudem sollen eine bessere 
Vergütung der Erstvorstellung von Patienten im EBM sowie eine Abschaffung der Fallzahlbegren-
zung Abhilfe beim Versorgungsproblem schaffen.

ZAHNÄRZTE
Honorar für Zahnersatz 2013 und 2014 steht fest 
Die Kassenzahnärztliche Bundesvereinigung (KZBV) und der GKV-Spitzenverband haben sich 
bezüglich der Zahnersatzvergütung für das Jahr 2014 geeinigt. Dem Beschluss zufolge steht den 
Zahnärzten in diesem Jahr ein Honorarzuwachs von 130 Mio. Euro für Zahnersatzleistungen für 
gesetzlich Versicherte zur Verfügung. Damit steigt das Gesamthonorar beim Zahnersatz auf rund 
1,53 Mrd. Euro. Die Honorarsteigerung ergibt sich durch eine rückwirkende Erhöhung des Punkt-
werts für das Jahr 2013 um 2,03 % sowie durch eine weitere Erhöhung des Punktwerts um 2,81 % 
für das laufende Jahr. Im Vergleich zum Jahr 2012 steigt somit der Punktwert von 0,7771 auf 
gegenwärtig 0,8490 Euro. Der Beschluss tritt zum 1. April 2014 in Kraft. Um den großen Aufwand 
für die nachträgliche Anpassung der Vergütung der Zahnersatzleistungen für 2013 und das erste 
Quartal 2014 zu vermeiden, haben die Verhandlungspartner auf eine rückwirkende Vergütung 
verzichtet. Stattdessen wird die jahresdurchschnittliche Erhöhung für 2013 und 2014 während 
der restlichen Laufzeit der Vereinbarung ab dem 2. Quartal 2014 berücksichtigt. Für konservie-
rend-chirurgische Leistungen, Individualprophylaxe und Kieferorthopädie gilt der Beschluss 
nicht, da für diese Bereiche die Honorarverhandlungen auf Landesebene erfolgen.

Im Gegensatz zu den Kassen zeigt sich die KZBV mit dem Verhandlungsergebnis unzufrieden. 
Grund ist, dass der Honoraranstieg lediglich der Veränderungsrate der beitragspflichtigen Ein-
nahmen der Versicherten entspricht. Große Ausgabenposten der Praxen für qualitäts- und pati-
entenschutzverbessernde Maßnahmen wurden nicht berücksichtigt. Im Jahr 2012 beliefen sich 
die Ausgaben der GKV für Zahnersatz auf insgesamt 3,08 Mrd. Euro, die sich mit 1,4 Mrd. Euro auf 
die zahnärztlichen Honorare und mit 1,68 Mrd. Euro auf die Laborkosten aufteilten. Für konser-
vierend-chirurgische Leistungen, Individualprophylaxe und Kieferorthopädie zahlten die Kassen 
zusätzlich insgesamt 8,67 Mrd. Euro. 

 Regional 
Neben fachrichtungsspezifischen Kenntnissen sollten auch regionale Besonderheiten 
zur Kenntnis genommen werden, bevor es zu einschneidenden ökonomischen Entschei-
dungen kommt. Regional stellt den Fokus auf die einzelnen KV-/KZV-Bezirke ein und zeigt 
die Veränderungen auf.

Hessen: Lieferengpässe bei Medikamenten 
Der Hessische Apothekerverband (HAV) kritisiert die immer häufigeren Lieferengpässe bei Arznei-
mitteln, die dazu führen, dass die Apotheker den Patienten das vom Arzt verschriebene Arznei-
mittel nicht besorgen können. Mittlerweile sind nach Angaben des HAV immer mehr Medikamente 
von einem Engpass betroffen. Während es bereits im Herbst 2013 zu erheblichen Lieferproble-
men bei Schilddrüsen-Medikamenten kam, sind jetzt auch bestimmte Hormonpflaster, einige 
Schmerzmittel, Antibiotika, Diabetes-Medikamente und Blutdrucksenker betroffen sowie ein Kor-
tison-Präparat zur Injektion, das laut Apothekenbetriebsordnung verpflichtendes Bestandteil des 
Notfallsortiments der Apotheke ist. Als Grund für die zunehmenden Engpässe sieht der HAV die 
steigende Zahl der Rabattverträge zwischen Herstellern und Krankenkassen, die für eine konti-
nuierliche Verbilligung der Arzneimittel sorgen. Im Oktober 2013 gab es insgesamt bereits rund 
17.500 solcher Verträge. 

Die Arzneimittellieferengpässe beschränken sich nicht auf Hessen, sondern haben bundeswei-
te Ausmaße. Auch die Krankenhausapotheken sind immer stärker von Medikamentenengpässen  
betroffen (so z. B. bei den Zytostatika, Diabetes- oder Herz-Kreislauf-Medikamenten). Bei Einfüh-
rung des kostensenkenden Instruments der Rabattverträge wurden die zu erwartenden Folgen, 
die der zunehmende Wettbewerb auf die Marktstruktur und die Versorgungssicherheit haben wür-
de, vernachlässigt. Durch den zunehmenden Preiswettbewerb gelangen die Hersteller, die den 
Zuschlag erhalten, aufgrund der erforderlichen massiven Erhöhung der Produktionszahlen schnell 
an ihre Kapazitätsgrenzen. Hinzu kommt, dass Märkte, die höhere Verkaufspreise erlauben, bei 
der Belieferung bevorzugt werden. Unternehmen ohne Zuschlag stellen hingegen oft die Produk-
tion des Medikaments ein, da sie für sie unrentabel wird. Insgesamt lässt sich eine zunehmende 
Oligopolisierung oder sogar Monopolisierung des Marktes beobachten. Hinzu kommt, dass die 
zunehmende Globalisierung dazu führt, dass bestimmte Wirkstoffe nicht mehr in Europa, sondern 
u. a. in Billiglohnländern produziert werden, was neben weiterem Preisdruck zusätzlich zu Produk-
tions- und Transportschwierigkeiten führen kann.
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Baden-Württemberg: Weg frei für Selektivverträge 
Eine Umfrage des Medi-Verbunds vom Oktober 2013 hat gezeigt, dass die Bereitschaft zum Bei-
tritt zu einem Facharztvertrag nach § 73c SGB V bei den Urologen besonders groß ist. Insge-
samt haben 63,2 % der Urologen Interesse an einem Selektivvertrag. Im Vergleich hierzu lag die 
positive Resonanz bei den HNO-Ärzten bei 48,9 % und bei den Gynäkologen bei nur 40,4 %. 
Bei der Umfrage gaben die Ärzte ihr Einverständnis, dass Medi gemeinsam mit den jeweiligen 
Berufsverbänden Verträge nach § 73c SGB V aushandelt, zum Abschluss bringt und umsetzt. Die 
potenziellen Vertragspartner sind, wie bei den bereits bestehenden vier Selektivverträgen, die 
AOK Baden-Württemberg und die Bosch BKK. 

Der Rückhalt für die Selektivverträge ist bei den Niedergelassenen nicht schlecht. Offenbar sind 
immer mehr Vertragsärzte vom kollektivvertraglichen System enttäuscht. So stehen insbesonde-
re bei den Urologen die Chancen gut, dass sich viele Ärzte in den Vertrag einschreiben und das 
erforderliche Quorum schnell erreicht wird. Probleme hatte es diesbezüglich mit dem PNP-Ver-
trag gegeben, der erst nach einer Nachbesserung zustande kam. Insgesamt erhalten die Selek-
tivverträge durch die Pläne der Koalition, die ausdrücklich eine Förderung der Selektivverträge 
vorsehen, politischen Rückenwind. 

Dies wird insbesondere von den Initiatoren der Selektivverträge in Baden-Württemberg begrüßt. 
Sie forderten seit langem eine Aufhebung der ökonomischen Beschränkungen und erhielten da-
bei auch Unterstützung von Seiten des Sachverständigenrats zur Begutachtung der Entwicklung 
im Gesundheitswesen. Dieser hielt insbesondere den Nachweis von Kosteneinsparungen schon 
bei Abschluss eines Selektivvertrages für realitätsfern und innovationshemmend. Vor allem für 
den großen Hausarztvertrag in Baden-Württemberg stand viel auf dem Spiel, da ab Mitte 2014 
der Bestandsschutz des Altvertrages und somit auch die Tarifautonomie der AOK geendet hätten. 
Trotz allem ist die Zukunft der Selektivverträge weiter offen, denn der Koalitionsvertrag sieht vor, 
„Versorgungsformen, deren Qualität und Wirtschaftlichkeit erwiesen ist, [...] in geeigneter Weise 
in die Regelversorgung“ zu überführen.

Hessen: Ende beim „Honorarkrimi“ 
In Hessen haben sich die Kassenärztliche Vereinigung und die Krankenkassen nach überaus  
zähen Verhandlungen und der Einschaltung des Schiedsamts offenbar endlich auf das Honorar  
für 2013 geeinigt. Noch besteht allerdings kein vollkommener Konsens, was sich in den unter-
schiedlichen Ergebnissen zeigt, die Kassen und KV veröffentlicht haben. Während eine Publika-
tion der KV von einem Honoraranstieg von 3,7 % spricht, gehen die Kassen von einer Erhöhung 
um 3,85 % aus.

Der Zuschlag in Höhe von 12,5 Mio. Euro für „besonders förderungswürdige Leistungen“ soll mit 
1,5 Mio. Euro in die Stützung der Pauschale für die fachärztliche Grundversorgung und mit 11 Mio. 
Euro in die Förderung der Haus- und Heimbesuche bei anteiliger Aufteilung auf die haus- und 
fachärztliche Versorgungsebene fließen. Der Punktwert wurde laut KV um 1,1 % angehoben. Wei-
tere Details wurden nicht veröffentlicht.

Die Verhandlungsergebnisse werden bei der vierten Quartalsabrechnung 2013 voll berücksichtigt. 
Für die ersten drei Quartale 2013 erhalten die hessischen Ärzte Bescheide der KV, die den Hono-
raraufschlag (beim dritten Quartal bereits eingerechnet) und die förderungswürdigen Leistungen 
rückwirkend berücksichtigen.

Die Honorarverhandlungen in Hessen für das Jahr 2013 verliefen überaus problematisch. Ur-
sprünglich hatte die KV Hessen mit der Begründung einer deutlich höheren Morbiditätslast eine 
Erhöhung des Honorarvolumens um 13 % gefordert, was das Schiedsamt jedoch zurückgewiesen 
hatte. Für weiteren Zündstoff sorgten und sorgen daneben die nach wie vor nicht ausgeräumten 
Differenzen beim Impfstreit zwischen der KV und dem Kassenverband vdek. Trotz des schwer be-
lasteten Verhältnisses der Vertragsparteien ist zumindest der Start in die Honorarverhandlungen 
2014 gut verlaufen. Offenbar sind beide Parteien darauf erpicht, eine Wiederholung des „Honorar-
krimis“ 2013 zu verhindern.
 

 International 
Modelle, die sich im Ausland bewährt haben, oder besonders forsche marktwirtschaft-
liche Gesundheitskonzepte anderer Länder beeinflussen die Zukunft unseres eigenen  
Systems. Das Wissen über derartige Entwicklungen kann auch in hiesigen Praxen  
richtungsweisende Veränderungsprozesse initiieren. 

EU verlängert Aktionsprogramm für Gesundheit
Das Europäische Parlament hat das für den Zeitraum 2014 bis 2020 ausgelegte Gesundheitspro-
gramm „Gesundheit für die Bürger und Wachstum“ verabschiedet. Das dritte Gesundheitspro-
gramm der EU basiert auf den bereits in den Jahren 2003 bis 2008 und 2008 bis 2013 laufenden 
Vorgängerprogrammen. Das Budget beläuft sich auf rund 446 Mio. Euro und liegt damit rund 7 % 
über jenem des Vorläuferprogramms.
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 Trend 

Auch Trend soll helfen, kreative Beratungsinhalte zu generieren. Visionäre Ideen aus  
der Welt der Heilberufler, ein besonders Nutzen bringender Einsatz der Technik oder  
effiziente Rationalisierungskonzepte werden vorgestellt. 

Gemeindepraxen sollen Versorgungsprobleme lösen 
Die Gemeinden Büsum, Lunden und St. Michaelisdonn an der Westküste Schleswig-Holsteins 
gehen einen neuen Weg im Kampf gegen den Ärztemangel. Die Gemeinden, in denen der Versor-
gungsgrad besonders schlecht ist und in einigen Jahren sogar unter 50 % fallen könnte, haben 
sich entschlossen, aktiv in die Versorgung einzusteigen. Das Modell sieht vor, dass die Kom-
munen Ärztehäuser nach § 105, Abs. 5 im SGB V als kommunale Eigenbetriebe unterhalten, die 
ärztlichen Zulassungen übernehmen und dann Ärzte einstellen. In Büsum soll das Modell im Jahr 
2016 starten.

Bei dem Modell arbeiten die KV Schleswig-Holstein, die Ärztegenossenschaft Nord und das 
Westküstenklinikum (WKK) Heide mit. Die KV denkt über eine finanzielle Unterstützung in Form 
eines Zuschusses nach. Die Ärztegenossenschaft soll als externer Dienstleister das Praxisma-
nagement übernehmen und das WKK soll künftig Weiterbildungsassistenten stellen, die ambu-
lante Ausbildungsabschnitte in einer der Kommunalpraxen absolvieren sollen. Ziel ist es, auf die-
se Weise jungen Ärztenachwuchs zu gewinnen. Die jungen Ärzte können sich zunächst in den 
Ärztehäusern anstellen lassen, haben aber später grundsätzlich die Option auch einen eigenen 
Kassensitz zu übernehmen. Die bereits in den betreffenden Gemeinden praktizierenden Medi-
ziner befürworten das neue Modell und sind bereit, entweder im Rahmen einer Anstellung oder 
unter Beibehaltung ihres Vertragsarztsitzes in den neuen Ärztezentren zu praktizieren. 

Die geplanten kommunalen Ärztehäuser in Schleswig-Holstein könnten sich bei Erfolg durchaus 
als „Trendsetter-Modell“ erweisen. Denn in vielen untervorsorgten Gebieten lassen sich trotz der 
neuen Fördermöglichkeiten und vielfältigen Anreize keine jungen Ärzte nieder. Nun zeigt sich, 
dass die Kommunen und Gebietskörperschaften zunehmend dazu bereit sind, Verantwortung 
im Versorgungsbereich zu übernehmen. Sie haben längst die Bedeutung der Gesundheitsver-
sorgung als einen zentralen „Standortfaktor“ erkannt und wissen die Situation vor Ort oft besser 
einzuschätzen, als die eigentlich verantwortlichen Akteure. Hinzu kommt, dass sich im Dialog mit 
den Versorgern vor Ort praktikable Lösungen entwickeln lassen. So auch in den betreffenden 
Gemeinden, wo eine klassische Win-Win-Situation entsteht. Die Gemeinden und ihre Einwohner 
profitieren von einer besseren Versorgung und für die praktizierenden Ärzte steigen die Chancen 
im Hinblick auf eine erfolgreiche Praxisabgabe.

Das Programm verfolgt vier Hauptziele: 
■  �Erleichterung des Zugangs zu einer bezüglich Qualität und Sicherheit verbesserten Gesund-

heitsversorgung für die Bürger der Mitgliedsstaaten (u. a. Sicherung der Versorgung von 
EU-Bürgern außerhalb ihres eigenen Heimatlandes),

■  �Schutz der Bürger vor grenzübergreifenden Gesundheitsbedrohungen (u. a. Pandemien),
■  �Förderung innovativer und nachhaltiger Gesundheitssysteme und 
■  �Förderung der Prävention in Form von Vorsorgekampagnen gegen chronische Krankheiten und 

altersbedingte Erkrankungen sowie Aufklärungskampagnen bezüglich Suchtkrankheiten sowie 
lebensstilbedingten Erkrankungen.

Dabei soll die nationale Hoheit der einzelnen Mitgliedsstaaten gewahrt werden. Eingriffe in die 
Organisation sowie die Finanzierungssysteme der jeweiligen Gesundheitssysteme werden nicht 
erfolgen. Die Akteure im Gesundheitswesen – sowohl staatliche und öffentliche Stellen als Nicht-
regierungs- und internationale Organisationen – haben ab sofort die Möglichkeit, an den Projekt- 
ausschreibungen teilzunehmen.

Kommentar: 
Ziel der EU ist es, u. a. mithilfe weiterer Programme, EU-weit für einen gerechteren Zugang der 
Bürger aller 28 EU-Staaten zu den neuesten medizinischen Forschungsergebnissen und inno-
vativen Therapien zu sorgen. Der von der Finanzkrise ausgehende Druck auf einzelne EU-Mit-
gliedsstaaten und deren Gesundheitssysteme ist jedoch zum Teil sehr hoch. Problematisch ist 
hierbei, dass sich Kürzungen bei den Gesundheitsausgaben auf lange Sicht als kontraproduktiv 
erweisen, indem sie die Einspareffekte durch eine gestiegene Krankheitslast mit entsprechenden 
direkten und indirekten Kosten überkompensieren. Noch dürfte deshalb der Weg zu einer medi-
zinischen Versorgung nach vergleichbaren Standards für alle Bürger innerhalb der EU lang sein. 
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Auf dem Vormarsch: mobil vernetzte Geräte 
Eine Studie des Marktforschungsunternehmens GfK zeigt, dass der Absatz von mobil vernetzten 
Blutdruckmessgeräten in Deutschland, Großbritannien, Frankreich und den Niederlanden im 
Jahr 2013 um ganze 42 % gegenüber dem Vorjahr zulegte. Noch größer war die Nachfrage nach  
vernetzbaren Personenwaagen, die im selben Zeitraum sogar um 88 % stieg. Gemessen am  
Gesamtmarkt führen vernetzbare Geräte jedoch nach wie vor ein Nischendasein. So belief sich 
im Jahr 2013 der Anteil der vernetzten Blutdruckgeräte am Gesamtumsatz von Blutdruckge-
räten in den untersuchten vier Ländern lediglich auf 5,5 % (+ 3,7 % gegenüber 2012). Bei den  
Personenwaagen ist der Anteil mit 3,3 % noch geringer, wobei jedoch auch hier ein deutliches 
Wachstum gegenüber dem Vorjahreswert (1,8 %) zu beobachten ist. Je nach Land gibt es laut 
GfK große Unterschiede: So liegt der Umsatzanteil der mobil vernetzbaren Blutdruckmessgeräte 
in Frankreich bereits bei 17,4 %. In den Niederlanden liegt der Marktanteil der vernetzungsfähigen 
Personenwaagen bei 12,6 % und auch Deutschland liegt mit 6,3 % über dem Durchschnitt. 

Wenngleich die mobil vernetzten Geräte nach wie vor einen relativ geringen Marktanteil haben, 
handelt es sich hierbei offenbar um eine lukrative Nische mit viel Potenzial. Grund ist, dass die 
modernen Geräte angesichts der zunehmenden Verbreitung der Smartphones und Datenvernet-
zung, insbesondere mithilfe entsprechender APPs sowie mit Blick auf das steigende Gesund-
heitsbewusstsein, auf einen großen Bedarf stoßen. Dies äußert sich in einer erhöhten Zahlungs-
bereitschaft der Konsumenten, die nach Angaben der GfK bereit sind, für eine vernetzbare Waage 
rund 100 Euro und für ein vernetzbares Blutdruckmessgerät rund 50 Euro mehr auszugeben, als 
für entsprechende nicht vernetzbare Geräte.

Hirndoping: Drogen als „Karriere-Pusher“ 
Presseberichten zufolge offenbart eine vom Bundesgesundheitsministerium beim Zentrum für 
Interdisziplinäre Suchtforschung (ZIS) an der Universität Hamburg in Auftrag gegebene Studie, 
dass die synthetische Modedroge Crystal Meth sowohl die Schulen und Universitäten als auch 
die Firmen und Büros erreicht hat. So gaben rund 50 % der befragten Crystal Meth-Konsumenten 
an, die stimmungsaufhellende Droge sowohl aufgrund ihrer „angenehmen Wirkung“, als auch zur 
Steigerung ihrer beruflichen Leistungsfähigkeit einzunehmen (vgl. Abbildung). Rund 33 % konsu-
mieren die Droge, um den Leistungsanforderungen von Schule und Studium besser gewachsen 
zu sein. Insgesamt identifizierte die Studie sieben unterschiedliche Konsumentengruppen: 
■  �Angehörige der homosexuellen Party-Szene,	 ■  �Freizeit-Konsumenten,
■  �Schüler und Auszubildende, 	 ■  �Berufstätige, 
■  �Eltern, 	 ■  �psychisch Kranke
■  �sowie Menschen mit riskantem Konsumverhalten. 

Hierbei kamen die Studienautoren zu dem Schluss, dass die meisten Konsumenten mindestens 
ein psychisch traumatisierendes Kindheitserlebnis hatten (wie sexueller Missbrauch, Gewalt oder 
Scheidung der Eltern). Laut Bundeskriminalamt findet die Droge, die häufig in Tschechien herge-
stellt wird, vor allem in Sachsen und Bayern Verbreitung. Daneben sind nach Auskunft der Deut-
schen Hauptstelle für Suchtfragen auch Thüringen, Hessen und Nordrhein-Westfalen betroffen.

Genaue Zahlen über die Verbreitung und die Zahl der Konsumenten gibt es nicht. Im Jahr 2012  
erfassten die Behörden jedoch bereits 2.556 Personen, die erstmals in Zusammenhang mit 
Crystal Meth in Erscheinung traten. Gegenüber 2011 bedeutet dies ein Anstieg um 5 %. Im Jahr 
2011 stellte die Polizei insgesamt 40 kg der Droge sicher. Die Droge lässt sich sehr einfach aus 
handelsüblichen Arzneimitteln herstellen. Unter dem Namen „Pervitin“ kam sie bereits im Zweiten 
Weltkrieg als Aufputschmittel für Soldaten zum Einsatz. 

Gründe für den Konsum von Crystal Meth

#

0 % 40 %30 % 70 % 80 %

Freizeit  
(Raves und Party)

Sex

Steigerung der beruflichen 
Leistungsfähigkeit

Steigerung der Leistungs- 
fähigkeit in Schule und Studium

20 %10 % 50 % 60 %

50 %

50 %

74 %
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Quelle: Spiegel.

Die Folgen des Konsums von Crystal Meth sind besonders gravierend: Die für Nervenzellen hoch-
giftige Droge macht schnell abhängig und führt insbesondere bei einem längeren Konsum zu 
verheerenden Schädigungen des Herz-Kreislaufsystems, des Gehirns und der Nerven. Ärzte be-
richten von Herzproblemen, Nervenschäden, Gedächtnis- und Konzentrationsproblemen, Zahn-
ausfall, Hautentzündungen, Schlaflosigkeit und Psychosen. 
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Fortbildungsveranstaltungen 2014

Die Zukunft des niedergelassenen Arztes liegt in der Kooperation.

Seminarinhalt: 	 n �Kooperationsformen unter betriebswirtschaftlichen 
Gesichtspunkten

	 n �Abrechnungsproblematik der einzelnen Kooperationsformen
	 n Der Weg zur richtigen Kooperation
	 n Wertsicherung der Praxis
	 n Nachfolgeregelung durch Kooperationsformen

Abendseminar:	 von 19:00 bis 21:00 Uhr

Es ist davon auszugehen, dass in den nächsten 20 Jahren ca. 50.000 Ärzte  
aus der ambulanten Versorgung ausscheiden. Man sollte sich daher rechtzeitig 
über seine eigene Zukunft Gedanken machen.

Seminarinhalt: 	 n �Einstiegsvarianten in Kooperationsformen
	 n Anstellungsmodelle
	 n Praxisübernahme
	 n Öffentliche Förderung
	 n Finanzierungsformen

Abendseminar:	 von 19:00 bis 21:00 Uhr

Die Termine sowie den Veranstaltungsort erfahren Sie bei uns.

Von der Landesärztekammer Baden-Württemberg
anerkannte Fortbildungen für Ärzte und Zahnärzte

Referenten:
Martin Graf
Geschäftsführer H.U.G Betriebswirtschaftliche Beratungsgesellschaft mbH, 
Anerkannter RKW-Berater 
Lehrbeauftragter der Hochschule für Gesundheitswesen
Dozent IBG Institut

Rolf Huttenlocher
Prokurist H.U.G Betriebswirtschaftliche Beratungsgesellschaft mbH, 
Anerkannter RKW-Berater

Dragisa Macos
Prokurist H.U.G Betriebswirtschaftliche Beratungsgesellschaft mbH, 
Anerkannter RKW-Berater
Dozent IBG Institut

Burkhard Bedei
langjähriger Mitarbeiter der KV-Nord-Württemberg,
Mitautor unterschiedlichster Fachliteratur

Klaus Vossler
Steuerberater

Ulrike Hespeler
Assessorin der Landesärztekammer Baden-Württemberg

Kooperation?

Praxis oder Klinik?

3 
Fortbildungs-

punkte

3 
Fortbildungs-

punkte
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Ärztestammtische 2014
Für unsere Mandanten sind wir gerne bereit vor Ort einen Ärztestammtisch zu folgenden Themen durchzuführen

H.U.G
Betriebswirtschaftliche 
Beratungsgesellschaft mbH

Kesselstraße 17, 70327 Stuttgart
Postfach 60 02 63, 70302 Stuttgart
Fon +49 711 / 2489773
Fax +49 711 / 282791
E-Mail mail@hug-beratung.de

H U G
U
G

Healthcare Competition Center

2014 haben Sie so gute Möglichkeiten wie noch 
nie, eine berufliche Veränderung vorzunehmen!

Bei einer kulinarischen Tischrunde erfahren Sie alles 
Wichtige zum Thema

	 n �Teilzulassung mit  
Angestelltenverhältnis, 

	 n Vollzulassung,
	 n Juniorpartner,
	 n Finanzierung,
	 n öffentliche Fördermittel.

Welche Kooperation ist sinnvoll?

Bei einer kulinarischen Tischrunde erfahren Sie alles 
Wichtige zum Thema

	 n Kooperationsformen, 
	 n Honorarauswirkungen,
	 n �Betriebswirtschaftliche  

Gestaltungsmöglichkeiten.

Praxisabgabe und Nachfolge rechtzeitig planen!

Bei einer kulinarischen Tischrunde erfahren Sie, wie 
und wann man rechtzeitig beginnt die Nachfolge  
zu planen.

Nutzen Sie unser Know-how!



QUID
H.U.G Quartalsinformation

H.U.G
Betriebswirtschaftliche 
Beratungsgesellschaft mbH
Kesselstraße 17, 70327 Stuttgart
Postfach 60 02 63, 70302 Stuttgart

Tel. 0711-2489773
Fax 0711-282791
mail@hug-beratung.de
www.hug-beratung.de

H U G
U
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Healthcare Competition Center

	 Healthcare/Gesundheitswesen
	 n Hausärzte
	 n Fachärzte
	 n Zahnärzte
	 n MVZ
	 n Apotheker
	 n Tageskliniken ambulant/stationär
	 n Kliniken
	 n Krankengymnasten/Physiotherapeuten
	 n Sonstige Heilberufsangehörige

	 Competition/Wettbewerb
	 n Einzelpraxis
	 n Berufsausübungsgemeinschaft örtlich/überörtlich
		  - BGB Gesellschaft
		  - Partnerschaftsgesellschaft
		  - Medizinisches Versorgungszentrum
	 n Organisationsgemeinschaft
		  - Praxisgemeinschaft
		  - Gerätegemeinschaft
		  - ausgelagerte Praxistätigkeit

	 Center/Schaltstelle
	 n Controlling
	 n Liquiditätsplanung
	 n Unternehmensbewertung
	 n Basel II / Rating
	 n Existenzgründung
	 n Betriebsübergabe
	 n RKW-Beratung
	 n Öffentliche Förderung
	 n Finanzierung
	 n Leasing
	 n Altersvorsorge
	 n Fortbildung
	 n Zulassungswesen / Kassenrecht
	 n Abrechnungsanalyse
	 n anerkannte LÄK – BW Fortbildungsveranstaltungen
	

Unternehmensgründung: 	
1988

Geschäftsführer: 	
Martin Graf

Beraterteam: �	
Martin Graf, Dragisa Macos,  
Rolf Huttenlocher, Achim Bacher

Vertragsarztexperte: 	
Burkhard Bedei

Seminarorganisation: 	
Susanne Ullrich, Janine Böttcher


